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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Die drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 17.426),
Schmid-Federer (cvp, ZH; Pa.Iv. 17.427) und Bertschy (glp, BE; Pa.Iv. 17.428) «Jede
Schweizer Waffe registrieren» wurden Ende Oktober 2017 in der SiK-NR behandelt. Die
drei Nationalrätinnen hatten die Initiativen eingereicht, um damit Druck auf den
Bundesrat und das Parlament auszuüben, im Rahmen der Übernahme der Änderungen
der EU-Waffenrichtlinie eine Registrierungspflicht für Waffen einzuführen. Die
Kommission zeigte sich von der Idee nicht begeistert. Sie beantragte mit 16 zu 8
Stimmen bei 1 Enthaltung, den Initiativen keine Folge zu geben, weil sie keine
Notwendigkeit für eine systematische Registrierung der Waffen in der Schweiz sehe
und das geltende Waffenrecht für ausreichend erachte. Eine Registrierungspflicht sei
überdies schwierig umzusetzen und erleichtere den Kampf gegen Gewaltverbrechen
und weitere kriminelle oder terroristische Handlungen nicht. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.10.2017
ELIA HEER

Da zunehmend klar wurde, dass sich das Parlament im Rahmen der Übernahme der
Änderungen der EU-Waffenrichtlinie nicht für eine lückenlose Registrierungspflicht für
Schusswaffen aussprechen würde, zogen die Nationalrätinnen Galladé (sp, ZH),
Schmid-Federer (cvp, ZH) und Bertschy (glp, BE) ihre drei parlamentarischen Initiativen
(Pa.Iv. 17.426, 17.427 und 17.428), die ebendiese Forderung beinhaltet hätten, im
Sommer 2018 zurück. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
ELIA HEER

Kriminalität

Die letztes Jahr eingereichte parlamentarische Initiative Schmid-Federer (cvp, ZH),
welche die Effektivität und Effizienz in den Bereichen Jugendmedienschutz und
Internetkriminalität sicherstellen wollte, wurde im Mai von der Initiantin
zurückgezogen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.05.2011
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte Barbara Schmid-Federer (cvp, ZH) das
Geschäftsreglement des Nationalrates revidieren. Neu soll ein Todesfall eines engen
Familienmitgliedes eines Parlamentariers als Entschuldigungsgrund dienen und im
Protokoll entsprechend vermerkt werden. Das Büro des Nationalrates gab dem
Begehren Mitte Februar 2014 Folge und legte bereits in der darauffolgenden
Herbstsession eine Änderung vor, mit der die bisherigen Entschuldigungsgründe –
Auftrag einer Delegation, Mutterschaft, Unfall oder Krankheit – entsprechend ergänzt
werden. Das Büro wollte die Lücke im Reglement sofort schliessen. Der Nationalrat
schloss sich dem sowohl bei der Gesamt- wie auch bei der Schlussabstimmung
oppositionslos an. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2014
MARC BÜHLMANN

Im Mai 2014 hatte das Büro-SR beschlossen, nachzuziehen und mittels
Kommissionsinitiative analog zur parlamentarischen Initiative Schmid-Federer (cvp, ZH)
das Geschäftsreglement des Ständerats so anzupassen, dass auch ein Todesfall als
Entschuldigungsgrund betrachtet werden kann. In der Frühjahrssession 2015 wurde die
Änderung vom Ständerat ohne Diskussion und einstimmig angenommen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN
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In der seit der "Kasachstan-Affäre" sehr virulenten Diskussion ums Lobbying, brachte
Kathrin Bertschy (glp, BE) ein neues Argument ein: Die Interessenvertretung in den
Kommissionen durch die Parlamentsmitglieder selber. Diese sei freilich gewollt, aber
wenn es bei der vertraulichen Vorberatung von wichtigen Geschäften in den
Kommissionen zu einer Vertretung von direkten finanziellen Eigeninteressen komme,
dann sei der Bogen überspannt. Für einen solchen Fall forderte die Berner Grünliberale
eine Ausstandspflicht für Kommissionsmitglieder. Als Beispiel führte sie den Landwirt
an, der in der Kommission weder über die Ausgestaltung noch über die Höhe von
Direktzahlungen, die er selber ja auch erhalte, mitberaten dürfe. 
Die Mehrheit der SPK-NR erachtete es als schwierig, gerechte Massstäbe für eine solche
Ausstandsregelung zu finden. Sie stellte die rhetorische Frage ob ein Hersteller von
Solarpanels bei der Diskussion um die Energiewende, oder ein Rentner bei der
Vorberatung von Geschäften zur Altersrente, oder ein Skilehrer bei der Beratung zur
Förderung des Tourismus ebenfalls in den Ausstand treten müsste. Es sei schwierig hier
Grenzen zu ziehen und deshalb müsse man weiterhin auf eine gute und repräsentative
Besetzung der Kommissionen, die in der Verantwortung der Fraktionen liege, zählen.
Erst wenn diese Selbstregulierung nicht mehr funktioniere, müsse man sich über Regeln
Gedanken machen. 
In der Ratsdebatte versuchte eine Minderheit vergeblich, den Unterschied zwischen
Interessenvertretung und Vertretung von Eigeninteressen deutlich zu machen. Auch die
Nennung der konkreten Beispiele aus der letzten Legislatur vermochte die
Ratsmehrheit nicht umzustimmen. Die Vertreterin der Kommissionsminderheit und
Parteikollegin der Initiantin – Tiana Angelina Moser (glp, ZH) – erwähnte etwa die
Agrarreform 2014-2017 oder die Beratung des Alkoholgesetzes, das von einer
Jugendschutzvorlage zu "einem Schnapssubventionsgesetz mutiert" sei. Die
Volksvertreterinnen und -vertreter wollten aber von einer Ausstandspflicht nichts
wissen und versenkten das Anliegen mit 118 zu 64 Stimmen bei 12 Enthaltungen. Die GLP
wurde von den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und GP unterstützt. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Ständerat hatte einen Beschluss im Sinne der Kantone gefasst, jedoch war die
Differenzbereinigung in Sachen Restfinanzierung von Pflegeleistungen damit noch
nicht abgeschlossen. Von Beginn weg war klar, dass der Nationalrat wieder Differenzen
offen lassen würde; zur Debatte standen ein Antrag der SGK-NR, den man als
«Festhalten, aber..» bezeichnen könnte, sowie ein Minderheitsantrag Heim (sp, SO) auf
Festhalten am ursprünglichen Beschluss des Nationalrates. 
Die Kommissionsmehrheit wollte den umstrittenen Passus um einen neuen Satz
ergänzen. Demnach soll der Standortkanton der Leistungserbringenden nach wie vor
die Rahmenbedingungen für die Restfinanzierung festlegen; neu war jedoch, dass
gegebenenfalls anderslautende Bedingungen in interkantonalen Vereinbarungen
definiert werden können. Damit liege das finanzielle Risiko zwar noch immer bei den
Wohnsitzkantonen, jedoch könnten bilaterale Verträge den Unsicherheiten Abhilfe
schaffen, erklärte die Kommission. Die Version des Ständerats sei hingegen nicht
tragbar, weil damit Patientinnen und Patienten möglicherweise umziehen müssten, falls
in ihrem Heimatkanton wieder Plätze in Pflegeheimen frei würden. Barbara Schmid-
Federer (cvp, ZH) sah im neuen Vorschlag eine neue Kompromisslösung und verkaufte
ihn als Schritt auf den Ständerat zu.  
Bea Heim eröffnete die Debatte im Nationalrat in der Sommersession 2017 und
unterstrich dabei die Bedeutung des Geschäftes. Man müsse sich um die Interessen der
Pflegebedürftigen kümmern und nicht um jene der Kantone. Sie erinnerte an die
Abstimmung nach der ersten nationalrätlichen Debatte, die mit 165 Stimmen
einstimmig eine Lösung hervorgebracht hatte, in der eine freie Wahl des Pflegeheims
festgelegt wurde. Dies sei einer freien Wohnsitzwahl auch im pflegebedürftigen Alter
gleichzusetzen, erklärte sie. Faktisch, so Heim weiter, bliebe es mit dem
ständerätlichen Vorschlag bei der Situation, dass nur wohlhabende Personen die
Möglichkeit hätten, in ein ausserkantonales Pflegeheim zu ziehen, beispielsweise um in
der Nähe ihrer Angehörigen zu sein. Das Finanzierungsrisiko bliebe so bei den
Patientinnen und Patienten. Gesundheitsminister Berset gab in der Debatte zu
Protokoll, dass die Regierung die Variante des Ständerats bevorzuge. Für die
Kommission äusserte sich abschliessend Ruth Humbel (cvp, AG), die verdeutlichte, dass
die ständerätliche Lösung analog jener bei den Ergänzungsleistungen im Sinne einer

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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freien Wahl des Pflegeheims durch die Pflegebedürftigen nicht zielführend sei. In der
Folge zog das Plenum den Vorschlag der SGK-NR dem Minderheitsantrag Heim auf
Festhalten an der ursprünglichen Version des Nationalrats mit 132 zu 51 Stimmen (bei
einer Enthaltung) vor. 7

Im Dezember 2019 nahm sich der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Weibel
(glp, ZH) an, welche nach dem Ausscheiden Weibels aus der grossen Kammer von Martin
Bäumle (glp, ZH) übernommen worden war und eine Gebühr für Bagatellfälle in der
Spitalnotfallaufnahme zum Gegenstand hatte. Bäumle, Kommissionssprecher
Nantermod (fdp, VS) sowie Kommissionssprecherin Bertschy (glp, BE) erklärten, mit der
geforderten Gebühr werde darauf abgezielt, dass die betroffenen Personen bei
Bagatellfällen zuerst den Hausarzt respektive die Hausärztin, den 24-Stunden-Notfall-
Dienst oder eine Apotheke aufsuchen, bevor sie sich in den Spitalnotfall begeben.
Dadurch könnte nicht nur das Kostenwachstum im Gesundheitswesen abgeschwächt,
sondern auch die Notfallstationen in den Spitälern entlastet werden, was für die
Behandlung tatsächlicher Notfälle essentiell sei. Im Kanton Aargau würden sogenannte
Walk-in-Gebühren beispielsweise bereits diskutiert. Dafür bedürfe es allerdings einer
entsprechenden gesetzlichen Grundlage auf Bundesebene, welche durch die
vorliegende parlamentarische Initiative geschaffen werden solle. Von den Gebühren
ausgenommen werden sollen Patientinnen und Patienten unter 16 Jahren, solche mit
einer Zuweisung einer Ärztin oder eines Arztes sowie Personen, die in der Folge
stationär behandelt werden müssen. Eine Minderheit rund um Yvonne Feri (sp, AG),
welche beantragte, dem Anliegen keine Folge zu geben, hielt dieser Argumentation
entgegen, dass eine solche Gebühr primär eine Belastung für Arme, ältere Personen
sowie chronisch Kranke darstelle. Ferner könne sie gegebenenfalls auch Fehlanreize
schaffen, indem die Patientinnen und Patienten darauf bestünden, stationär behandelt
zu werden. Diene die Gebühr zur Abschreckung, werde dadurch auch die freie Arzt-
und Spitalwahl untergraben. Viele Menschen hätten zudem keinen Hausarzt oder keine
Hausärztin mehr – gerade auf dem Land sei es schwierig, einen entsprechenden Arzt
oder eine entsprechende Ärztin zu finden. Bezüglich der Kapazitäten für tatsächliche
Notfälle meinte Feri, die Krankenhäuser hätten in der Notfallaufnahme bereits vor
einiger Zeit ein Triagesystem eingeführt, das zwischen leichten, mittelschweren und
schweren Notfällen unterscheide. Den Nationalrat vermochten die Worte der
Kommissionsmehrheit anscheinend mehr zu überzeugen und so sprach er sich mit 108
zu 85 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für Folgegeben aus. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Ob sogenannte Komatrinker Aufenthalte in Spitälern oder Ausnüchterungszellen
selber bezahlen müssen, ist seit 2010 Gegenstand parlamentarischer Beratungen. Eine
parlamentarische Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) sollte jedenfalls auf eine entsprechende
Regelung hinwirken. Der Vorstoss wurde zunächst von beiden
Gesundheitskommissionen unterstützt, ehe er 2014 erstmals im Plenum des
Nationalrats traktandiert wurde. Damals liess man sich jedoch noch nicht auf eine
Diskussion ein, um noch weiterführende Arbeiten abwarten zu können. So gelangte der
Vorstoss nach der Fristerstreckung erst im Winter 2015 auf die Agenda der
Volkskammer. Und die Debatte hatte es in sich, sie war nicht nur lang, sondern auch
sehr emotional. Am Ende obsiegte der SGK-Antrag auf Abschreibung der Initiative, das
Anliegen wurde damit verworfen.

Mit der Initiative sollte das KVG derart angepasst werden, dass durch exzessiven
Alkoholkonsum resultierende Spitalaufenthalte (resp. Behandlungen in den
Notaufnahmen) zulasten der Verursacher, also der „Trinker“ abgerechnet werden.
Nachdem diesem Vorstoss Folge gegeben wurde, hatte die SGK eine Subkommission
eingesetzt und diese beauftragt, einen Entwurf auszuarbeiten. Zwischen Ende Juni und
Ende Oktober 2014 wurde dazu eine Vernehmlassung durchgeführt. Von 92
eingegangenen Stellungnahmen lehnte ein Grossteil den Entwurf ab, mit
unterschiedlichen Argumenten. Unter anderem wollte man keinen Systemwechsel im
KVG durch Einführen der Verschuldensfrage, zudem bezweifelte man die Wirksamkeit
der Massnahme. Unklare Kostenentwicklung sowie eine Befürwortung alternativer
Massnahmen im Bereich Prävention waren weitere Argumente dagegen. Trotz dieser
Abwehrhaltung, vor allem der Kantone, übergab die SGK-NR den Erlassentwurf
unverändert zusammen mit dem Vernehmlassungsbericht an den Bundesrat (allerdings
mit 13 zu 11 Stimmen und einer Enthaltung knapp). Die Kommission war also damals

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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noch für diese Gesetzesänderung.
Daraufhin veröffentlichte die Regierung ihre Stellungnahme im Sommer 2015. Dort
wurde dargelegt, dass der Erlassentwurf vom Bundesrat in vorliegender Form nicht
unterstützt wurde. Ursächlich dürfte auch die Skepsis aus der Vernehmlassung gewesen
sein. Jedoch war dies nicht der einzige Grund, wie der Bundesrat wiederholt
bekräftigte. Auch mit Verweis auf seine frühere Haltung in ähnlichen Geschäften
machte er deutlich, dass er nicht Hand biete für einen Systemwechsel im KVG. Überdies
seien wichtige Programme unterwegs, um Alkoholsucht zu begegnen, so zum Beispiel
das Nationale Programm Alkohol oder auch die Revision der Alkoholgesetzgebung.
Mit diesem Gegenwind hatte die SGK ihre sessionsvorbereitende Sitzung zu bewältigen,
wo sie eine Kurskorrektur vornahm. Sie schwenkte um und war fortan mehrheitlich
gegen den Erlass. Neben dem Systemwechsel war auch die Wirksamkeit der Massnahme
unklar und führte darum zur Ablehnung. So sei denkbar, dass Personen in wirtschaftlich
prekären Verhältnissen auf eine Behandlung verzichteten, was beispielsweise zu hohen
Folgekosten führen würde. Weiter war unklar, ob nur jugendliche Komatrinker gemeint
sind oder auch ältere Alkoholkonsumierende. Die nicht definierbare Kostenfolge sollte
ebenfalls als kritisches Argument ins Feld geführt werden. Gegen die Abschreibung
wehrte sich eine Minderheit Frehner (svp, BS), die sich von der Notwendigkeit der
Gesetzesänderung überzeugt zeigte. Betroffene müssten in die Pflicht genommen
werden, was eine Stärkung der Eigenverantwortung bedeutete. Steigende Kosten im
Gesundheitswesen rechtfertigten überdies einen solchen Schritt.

Es waren dieselben Argumente für und wider den Erlassentwurf, die in der Debatte
abermals vorgebracht wurden. Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH)
brachte einen wichtigen Punkt zur Sprache. Es war bis anhin schon möglich, dass die
Kantone die Kosten einer alkoholbedingten Hospitalisierung den Patienten in Rechnung
stellen, dies würde auf jeden Fall so bleiben. Mit der Ablehnung der Initiative würde
bloss die Pflicht der Kostenabwälzung umgangen. Weiterhin läge es also in der
Kompetenz der kantonalen Legislative, dergleichen zu beschliessen. Ihr Gegenspieler in
dieser Sache war Nationalrat de Courten (svp, BL), der sowohl die
Kommissionsminderheit, als auch die SVP-Fraktion vertrat. Er wollte das Ziel der
parlamentarischen Initiative nicht aus den Augen verlieren und dem Erlass zum
Durchbruch verhelfen. Es könne nicht sein, dass Personen durch ein „absichtliches
Besäufnis“ der Allgemeinheit zur Last fallen. Er kritisierte überdies auch die Haltung der
Kommission, die nach ihrer vormaligen Unterstützung die Initiative nun fallen lassen
wollte. Die Diskussion zog sich hin, von rechts wurde der Entwurf gelobt, von links als
„eine der wohl absurdesten Vorlagen, die es im Rat je so weit geschafft“ haben,
bezeichnet (Steiert (sp, FR)).
Es kam schliesslich zu einem einigermassen knappen Resultat von 97 Stimmen für die
Abschreibung der Initiative und 85 dagegen, elf Nationalrätinnen und Nationalräte
enthielten sich. Das Geschäft wurde damit versenkt. Es waren die fast geschlossen
stimmenden Fraktionen der SVP und der FDP, die in der Ausmarchung unterlagen. Acht
von elf Unentschiedenen gehörten der FDP-Liberalen Fraktion an. 9

Soziale Gruppen

Familienpolitik

En décembre 2013, le groupe vert'libéral, par l'intermédiaire de son oratrice Kathrin
Bertschy (pvl, BE) avait déposé une initiative parlementaire visant à garantir l'égalité
pour toutes les formes d'union. Le texte prévoit un ajout d'alinéa dans la constitution,
qui rendrait le mariage, le partenariat enregistré ainsi que le concubinat égaux devant la
loi. Le groupe vert'libéral estime que la constitution se doit d'avoir une position neutre
face à l'état civil des citoyens. Si ces différentes formes d'union engendrent des
différences de traitement en droit privé, comme par exemple en droit matrimonial,
successoral et contractuelle, les différences en matière de droit public, notamment au
niveau fiscal et des assurances sociales ne sont selon les verts libéraux plus
acceptables. La CAJ-CN a recommandé à 12 voix contre 9 de ne pas donner suite à
l'initiative. La chambre basse a suivi sa commission, en refusant l'initiative par 111 voix
contre 68 et 9 abstentions. Les raisons de ce refus concernent principalement la peur
de voir le mariage réduit à un simple rituel et affaibli en tant qu'institution ainsi que la
difficulté de définir juridiquement le concubinat. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2015
SOPHIE GUIGNARD
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En septembre 2017, le conseil national a refusé d'entrer en matière sur une initiative
parlementaire de la députée Bertschy (pvl, BE) demandant un congé parental de 14
semaines pour chacun des parents à condition que tous deux travaillent. Le projet
prévoyait une modification du régime des allocations pour perte de gains (APG) afin que
l'actuel congé maternité soit complété par une allocation de paternité de 14 semaines
au maximum, à condition que les deux parents exercent une activité lucrative. La
Commission de la sécurité sociale et de la santé publique (CSSS-CN) s'était prononcée
en défaveur de l'initiative, avançant d'une part les coûts élevés que cela engendrerait
pour l'économie, notamment pour les cotisations salariales et d'autre part le nombre
important d'objets parlementaires allant dans le même sens que l'initiative Bertschy,
comme par exemple l'initiative populaire "Pour un congé paternité raisonnable – en
faveur de toute la famille". Le rapport de force de la commission était de 13 voix contre
9. Au Conseil national, les mêmes arguments ont prévalu. Le camp du pour avait
cependant avancé l'aspect incitatif qui distingue cette initiative des autres. En effet, le
congé paternité de 14 semaines est dépendant d'une activité lucrative, ainsi, les deux
parents qui après le congé parental se remettent au travail à plein temps vont pouvoir
contribuer à son financement par leurs impôts et consommation plus élevés. Cet
argument, ainsi que celui de l'égalité des sexes et de la nécessité pour les femmes de
pouvoir se remettre à exercer une activité lucrative au taux où elles le souhaitent après
un congé maternité n'ont pas suffi, puisque l'initiative a été refusée par 124 voix contre
65, avec une abstention. Les partisans étaient à trouver dans les rangs du PS, des
Vert.e.s, des Verts'libéraux et du PBD. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2017
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Eine parlamentarische Initiative Bertschy (glp, BE) verlangte eine Änderung der
Erwerbsersatzordnung, um im Falle der Erwerbstätigkeit beider Elternteile die
bestehende 14-wöchige Mutterschaftsentschädigung um einen maximal 14-wöchigen
bezahlten Vaterschaftsurlaub zu ergänzen. Zum einen begründete die Initiantin ihre
Forderung damit, dass eine familienexterne Betreuung nach Ablauf der bestehenden 14
Wochen Mutterschaftsurlaub oftmals nicht möglich sei. Zum anderen argumentierte
sie, dass damit die traditionelle Rollenteilung aufgeweicht und die Chancengleichheit
zwischen Frauen und Männern im Erwerbsleben verbessert werden könne. Eine
verstärkte Einbindung der Frauen in den Arbeitsmarkt hätte mittel- bis längerfristig
positive Auswirkungen auf die Wirtschaft; so könnten etwa der Fachkräftemangel
entschärft und die Einnahmen bei den Steuern und Sozialversicherungen erhöht
werden, zeigte sich die Berner Nationalrätin überzeugt. Die SGK-NR, die sich im Juni
2021 mit der parlamentarischen Initiative auseinandersetzte, beantragte mit 13 zu 5
Stimmen bei 6 Enthaltungen, der Initiative keine Folge zu geben. Ein zentrales Motiv für
die ablehnende Haltung stellten die Kosten zur Finanzierung eines solchen
Elternzeitmodells dar. Im Zuge der Beratungen zur Initiative lancierte die Kommission
jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragen möchte, eine volkswirtschaftliche
Gesamt-Kosten-Nutzen-Analyse unterschiedlicher Elternzeitmodelle zu erstellen. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2021
MARLÈNE GERBER

In der nationalrätlichen Herbstsession 2021 wurde die Forderung nach einem
ergänzenden, bezahlten Vaterschaftsurlaub von maximal 14 Wochen, eingebracht in
Form einer parlamentarischen Initiative Bertschy (glp, BE), mit 38 zu 110 Stimmen (bei
38 Enthaltungen) klar abgelehnt. Unterstützung erhielt das Anliegen lediglich von der
geschlossenen GLP-Fraktion, einer Mehrheit der SP-Fraktion und insgesamt drei
Mitgliedern aus den Fraktionen der Grünen und der Mitte. Die Grünen-Fraktion enthielt
sich beinahe gänzlich der Stimme – ebenso wie eine Minderheit der SP und zwei
Ratsmitglieder der Mitte. Fünf SP-Mitglieder stellten sich gar gegen die Initiative. Die
fehlende Unterstützung aus dem linken Lager war in der Ausgestaltung der Vorlage
begründet. So befürchtete Flavia Wasserfallen (sp, BE) im Rat, dass bestehende,
grosszügigere Urlaubsregelungen für die Mutter bei Annahme der Initiative auf 14
Wochen reduziert werden könnten. Die Bestärkungen der GLP-Nationalrätin Bertschy,
dass es ihr keinesfalls um die Kürzung bestehender Lösungen gehe, sondern um eine
ergänzende Lösung für den Vater im selben, bekannten Umfang, verfingen im
Nationalrat auf linker Seite nicht. Min Li Marti (sp, ZH) bestätigte ferner gegenüber dem
Tages-Anzeiger, dass je 14 Wochen einigen Linken zu wenig weit gingen. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARLÈNE GERBER
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Kathrin Bertschy (glp, BE) forderte mittels parlamentarischer Initiative die Änderung
des Parlamentsressourcengesetzes insofern, dass Fraktionsbeiträge nur noch an jene
Fraktionen verteilt werden, deren Parteien jedes Jahr die Herkunft und den Betrag
ihrer Spenden offenlegen. Gemäss der Grünliberalen fehlt es in der Schweiz an
Transparenz in der Parteifinanzierung, was unter anderem dazu geführt habe, dass die
Schweiz mehrmals von der Antikorruptionsbehörde Greco kritisiert worden war. 
Im November 2018 prüfte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte
mit 14 zu 8 Stimmen, dieser keine Folge zu geben; die Bürgerinnen und Bürger könnten
in naher Zukunft über die Transparenz-Initiative abstimmen und falls diese
angenommen werde, könne man die Forderung Bertschys bei der Umsetzung der
Volksinitiative wieder diskutieren, begründete die Kommission ihren Entscheid. Des
Weiteren stellte die Vermischung von Fraktionen und politischen Parteien ein Problem
für die Kommission dar, zumal einer Fraktion nicht nur Mitglieder einer Partei
angehörten, sondern sich auch Mitglieder anderer Parteien oder Parteilose
anschliessen könnten. Zudem seien Bundesbeiträge an Fraktionen zweckgebunden und
müssten zur Deckung der Kosten der Fraktionen verwendet werden. Sie dürften somit
nicht zur Finanzierung der Aktivitäten von Parteien ausserhalb des Parlaments
eingesetzt werden. Schliesslich schaffe der Vorstoss von Kathrin Bertschy eine
Bestrafung für diejenigen Parteien, welche die Herkunft und den Betrag ihrer Spenden
nicht offenlegten: Sie würden keine Fraktionsbeiträge mehr erhalten. Anfang Juni 2019
gab der Nationalrat dem Anliegen mit 122 zu 62 Stimmen (bei 3 Enthaltung) keine
Folge. 14
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